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Antrag
des Freistaates Bayern

Entschließung des Bundesrates - Zuwanderung in die sozialen
Sicherungssysteme

Der Bayerische Ministerpräsident München, 13. Mai 2014

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Stephan Weil

Sehr geehrter Herr Präsident,

gemäß dem Beschluss der Bayerischen Staatsregierung übermittle ich die als

Anlage beigefügte

Entschließung des Bundesrates – Zuwanderung in die sozialen Sicherungs-

systeme

mit dem Antrag, dass der Bundesrat diese fassen möge.

Ich bitte, den Entschließungsantrag gemäß § 36 Absatz 2 GOBR auf die

Tagesordnung der 922. Sitzung am 23. Mai 2014 zu setzen und anschließend den

Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen.

Mit freundlichen Grüßen

Horst Seehofer



 



Entschließung des Bundesrates – Zuwanderung in die sozialen Sicherungs-

systeme

Der Bundesrat möge beschließen:

I. Der Bundesrat stellt fest, dass die Arbeitnehmerfreizügigkeit ein Gewinn für

die Menschen in Europa wie auch für die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt ist.

Diese Errungenschaft der europäischen Integration gilt es zu erhalten. Wer in

Deutschland arbeiten will, ist willkommen. Deutschland braucht qualifizierte

Zuwanderer. Dies gilt insbesondere für mittelständische Unternehmen. Viele

Unionsbürger kommen mit großem Fachwissen und guten Deutschkenntnis-

sen aus den neuen Mitgliedstaaten nach Deutschland. Deutschland profitiert

von gut ausgebildeten Zuwanderern, die sich integrieren und dadurch in die

Sozialsysteme einzahlen.

Die Zuwanderung von Menschen ohne jegliche Qualifikation und damit ohne

Chancen am deutschen Arbeitsmarkt stellt die Sozialsysteme zunehmend vor

Probleme und hilft auch den Betroffenen nicht. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit

wurde für den Arbeitsmarkt geschaffen, nicht für die Zuwanderung in Sozial-

systeme. Freizügigkeit darf nicht als Wahlfreiheit in Bezug auf die besten So-

zialleistungen Europas missverstanden werden. Solche Entwicklungen wür-

den die Solidaritätsbereitschaft unterminieren.

Die steigende Inanspruchnahme von Sozialleistungen belastet Sozialleis-

tungssysteme und Kommunen. Daher gilt es, wirksam eine Einwanderung aus

der EU in die sozialen Sicherungssysteme zu verhindern. Hierzu sind sowohl

Änderungen auf europäischer sowie auf nationaler Ebene nötig.

II. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, zur Absicherung der geltenden und

beabsichtigten nationalen Leistungsausschlüsse folgende Änderungen auf eu-

ropäischer Ebene zu erwirken:
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1. Änderung der Freizügigkeitsrichtlinie (RL 2004/38/EG vom 29. April

2004)

a) Für das Fortbestehen des Freizügigkeitsrechts als ehemaliger Ar-

beitnehmer und Selbständiger sollte eine mindestens zweimonatige

Tätigkeit in Deutschland vorausgesetzt werden

Nach jetziger Rechtslage besteht schon nach einer eintägigen und zu-

gleich geringfügigen Tätigkeit ein Freizügigkeitsrecht. Der Schutzzweck

der Arbeitnehmerfreizügigkeit gilt der grenzüberschreitenden, freien Be-

rufsausübung und steht im Zielkonflikt mit dem berechtigten Interesse der

Mitgliedstaaten, sich gegen Zuwanderung in die Sozialsysteme zu schüt-

zen. Dies rechtfertigt eine Beschränkung des Schutzes als ehemaliger Ar-

beitnehmer oder Selbständiger auf Tätigkeiten, die mindestens für zwei

Monate ausgeübt wurden.

b) Erlangung des Daueraufenthaltsrechts an engere Voraussetzun-

gen knüpfen

Bisher entsteht nach fünfjährigem ständigem und rechtmäßigem Aufent-

halt in einem bestimmten Mitgliedstaat ein Daueraufenthaltsrecht, sodass

ab diesem Zeitpunkt keinerlei Leistungsausschluss mehr greift.

Wenn z. B. ein Ausländer wenige Jahre vor Eintritt in das Rentenalter in

einen anderen Mitgliedstaat einreist und dort unmittelbar einer Erwerbsar-

beit nachgeht, allerdings weder im Heimatstaat noch im Aufenthaltsstaat

ausreichend Rentenansprüche erworben hat, ist es nicht sachgerecht,

wenn er nach Ablauf von fünf Jahren ein Daueraufenthaltsrecht und, dar-

aus folgend, unbeschränkte Ansprüche auf Sozialhilfeleistungen (Grundsi-

cherung im Alter und bei Erwerbsminderung) erlangt.

c) Klarstellung des Umfangs des Gleichbehandlungsgrundsatzes und

der möglichen Ausnahmen

Es muss klargestellt werden, dass das Recht auf Gleichbehandlung nicht

für Unionsbürger gilt, die kein Aufenthaltsrecht besitzen. Nicht aufent-

haltsberechtigte Ausländer ohne Vorbeschäftigung können nicht besser

gestellt werden als Arbeitsuchende ohne Vorbeschäftigung.
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Deutsche Sozialgerichte haben aber z. T. unter Anwendung des EU-

Rechts als unmittelbar geltendem deutschen Recht anders entschieden

(LSG Nordrhein-Westfalen, Entsch. vom 10.10.2013, Az. L 19 AS 129/13).

Es ist eine Klarstellung sowohl im EU-Recht als auch im SGB II erforder-

lich.

Leistungsausschlüsse müssen in der Richtlinie ausdrücklich für Sozialhil-

feleistungen „und vergleichbare beitragsunabhängige Geldleistungen“ zu-

gelassen werden. Hierdurch wird klargestellt, dass der Anwendungsbe-

reich sich auf die deutsche Grundsicherung für Arbeitsuchende und auf

die Sozialhilfe (insb. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung)

erstreckt.

Es ist erforderlich, dass das Recht des Aufnahmemitgliedstaats für die ge-

nannten Tatbestände typisierende generelle Leistungsausschlüsse vorse-

hen kann, also keine Ermessensausübung und Einzelfallabwägung vorse-

hen muss.

Demgegenüber hat die EU-Kommission in einem aktuellen Vorlageverfah-

ren in Bezug auf die geltende Regelung der Richtlinie die Auffassung ver-

treten, dass arbeitsuchende EU-Bürger nicht generell und ohne Einzelfall-

prüfung von SGB II-Leistungen ausgeschlossen werden könnten. Exper-

ten der EU-Kommission halten es für erforderlich, dass die zuständigen

Behörden (Jobcenter) jeden Einzelfall prüfen und dabei untersuchen, ob

die gewünschte Unterstützung eine „übermäßige Belastung“ der deut-

schen Sozialsysteme bedeute. Einzelheiten müssten die Gerichte klären.

Der EuGH hat in der Rechtssache C-140/12 (Brey) die Notwendigkeit die-

ser Einzelfallprüfung einer „übermäßigen Belastung“ direkt auf die Richtli-

nie gestützt. Sie wäre also auch bei Prüfung von Ansprüchen der Sozial-

hilfe vorzunehmen.

Das ist praxisfern. Eine Massenverwaltung wie die der Grundsicherung für

Arbeitsuchende und der Sozialhilfe wäre bei weitem überfordert, wenn das

einzelne Jobcenter bzw. der jeweilige Sozialhilfeträger mit Bezug auf den

Drucksache 202/14



- 4 –

einzelnen Leistungsberechtigten jeweils Feststellungen über eine „über-

mäßige Belastung“ der deutschen Sozialsysteme treffen müsste.

2. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der

Systeme der sozialen Sicherheit

Die Verordnung sieht eine Gleichbehandlungspflicht für Staatsangehörige

der EU-Mitgliedstaaten vor. Daher werden die im SGB II und SGB XII ge-

regelten Ausschlusstatbestände von manchen Sozialgerichten teilweise

wegen Verstoßes gegen die Verordnung gegenüber EU-Bürgern als un-

wirksam erachtet.

Durch Änderung von Art. 4 der VO sollte klargestellt werden, dass die VO

die in der Freizügigkeitsrichtlinie vorgesehenen Ausnahmen von der

Pflicht zur Gleich-behandlung unberührt lässt und der Anwendungsbereich

der in der Freizügigkeits-Richtlinie zugelassenen Leistungsausschlüsse

sich auf (den Sozialhilfeleistungen vergleichbare) beitragsunabhängige

Geldleistungen erstreckt. Damit wird sich der Anwendungsbereich der in

der Richtlinie zugelassenen Leistungsausschlüsse auf die deutsche

Grundsicherung für Arbeitsuchende und die Sozialhilfe erstrecken. Bisher

sind Leistungsausschlüsse in der Richtlinie ausdrücklich für die „Sozialhil-

fe“ zugelassen; das bedingt Auslegungserfordernisse.

3. Vorbehalt zur Anwendung des Europäischen Fürsorgeabkommens

ändern

Es besteht die Gefahr, dass Leistungsausschlüsse, die auf der Freizügig-

keitsrichtlinie basieren, durch das Europäische Fürsorgeabkommen vom

11.12.1953 (EFA) und hierdurch vermittelte Sozialhilfe-Ansprüche wieder

ausgehebelt werden. Daher ist auch eine Änderung des erklärten Vorbe-

halts zur Anwendung des EFA erforderlich. Der bislang erklärte Vorbehalt

nimmt das SGB II (dieses allerdings komplett) aus der Anwendbarkeit des

EFA aus. Dieser Vorbehalt ist auf das SGB XII zu erstrecken. Im Gegen-

zug könnte der dafür bislang auf das Gesetz vollinhaltlich bezugnehmende

Vorbehalt inhaltlich auf die Leistungsausschlüsse beschränkt werden.
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Direktzuleitung an die Kommission:

Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.

III. Der Bundesrat hält folgende Gesetzesänderungen im bundesdeutschen Recht

für erforderlich:

1. Klarstellung, dass ein Leistungsausschluss in der Grundsicherung

für Arbeitsuchende gilt, wenn kein Aufenthaltsrecht besteht

§ 7 Absatz 1 Satz 2 SGB II wird wie folgt geändert:

Nach Nr. 2 wird folgende Nr. 2a eingefügt:

„Ausländerinnen und Ausländer, die kein Aufenthaltsrecht besitzen“.

Nicht aufenthaltsberechtigte Ausländer dürfen nicht besser stehen als Ar-

beitsuchende ohne Vorbeschäftigung, die ein Aufenthaltsrecht allein auf-

grund der Arbeitsuche haben. Die Rechtsprechung sieht das aber bisher

nicht einheitlich. Die in Art. 24 Abs. 1 der Freizügigkeitsrichtlinie geregelte

Gleichbehandlungspflicht schützt nur denjenigen EU-Bürger, der sich

„aufgrund dieser Richtlinie im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaates

aufhält“. Wer sich ohne Aufenthaltsrecht i. S. d. Richtlinie aufhält, hält sich

nicht „aufgrund“ der Richtlinie auf. Im deutschen Recht fehlt bisher eine

eindeutige Regelung.

2. Erweiterung und Verbesserung des Leistungsausschlusses für die

Sozialhilfe

§ 23 Absätze 2 und 3 SGB XII erhalten folgende Fassung:

„(2) Ausgenommen vom Leistungsbezug nach Absatz 1 sind

1. Ausländer und ihre Familienangehörigen für die ersten drei Monate ih-

res Aufenthalts,

2. Ausländer, deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Ar-

beitsuche ergibt, und ihre Familienangehörigen,
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3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes.

Nach Satz 1 Nr. 1 vom Leistungsbezug ausgeschlossene Ausländer und

ihre Familienangehörigen können Leistungen nach Absatz 3 erhalten. Satz

1 Nr. 1 gilt nicht für Ausländer, die sich mit einem Aufenthaltstitel nach Ka-

pitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundesrepublik Deutsch-

land aufhalten. Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt.

(3) Ausländern,

1. die eingereist sind, ohne für die Dauer ihres Aufenthalts über einen aus-

reichenden Krankenversicherungsschutz und über ausreichende Exis-

tenzmittel zu verfügen; vorhandene Existenzmittel sind dann als ausrei-

chend anzusehen, wenn der Ausländer und seine Familienangehörigen

über monatliche Einkünfte verfügen, die zumindest dem monatlichen Ge-

samtbedarf entsprechen, wie er sich nach den Regelungen dieses Buches

für den notwendigen Lebensunterhalt einschließlich Bedarfs für Unterkunft

und Heizung, bestehende Mehrbedarfe, die Beiträge zur Kranken- und

Pflegeversicherung, die Beiträge zur Vorsorge sowie für Bildung und Teil-

habe errechnet,

2. deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitssuche

ergibt oder

3. die zum Zweck der Behandlung oder Linderung einer Krankheit einge-

reist sind,

sowie ihren Familienangehörigen können einmalig die erforderlichen Hilfen

zur Ausreise sowie bis zum frühestmöglichen Ausreisezeitpunkt die Leis-

tungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts gewährt werden, soweit dies

im Einzelfall nach den Umständen unabweisbar geboten ist. Im Übrigen

können zur Verwirklichung des Ziels nach § 1 Satz 1 im Einzelfall unab-

weisbar gebotene Leistungen nach diesem Buch erbracht werden, solange

eine Ausreise nicht möglich ist, insbesondere Hilfen bei Krankheit zur Be-

hebung eines akut lebensbedrohlichen Zustandes oder für eine unauf-

schiebbare und unabweisbare gebotene Behandlung einer schweren oder

ansteckenden Erkrankung.“

Es besteht ein Leistungsausschluss nach § 23 SGB XII für die Sozialhilfe,

wenn nachgewiesen werden kann, dass die Einreise in der Absicht erfolg-

te, Sozialleistungen zu beziehen. Diese schwer nachweisbare Absicht
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muss durch Ausschluss für objektiv nachweisbare Kriterien wie z.B. die

Einreise ohne ausreichende Existenzmittel für sich und die Familienange-

hörigen ersetzt werden. Außerdem sollte auch für die Sozialhilfe ein Leis-

tungsausschluss in den ersten drei Monaten vorgesehen werden.

Die vorgeschlagene Regelung setzt auf der Forderung nach generell typi-

sierenden Leistungsausschlüssen im europäischen Recht (vgl. oben unter

Ziffer II.1.c)) auf.

IV. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf zu prüfen, ob das Kindergeld

in seiner Höhe nach dem Lebensstandard im Aufenthaltsland des Kindes ge-

staffelt oder auch für die ersten drei Monate ausgeschlossen werden kann.

V. Der Bundesrat hält folgende Änderungen im Verwaltungsvollzug für notwen-

dig:

1. Verstärkte Zusammenarbeit zwischen Ausländerbehörden und Job-

centern

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf sicherzustellen, dass die

Bundesagentur für Arbeit in ihre Vollzugshinweise für die Anwendung des

SGB II folgenden Hinweis aufnimmt:

o Aus der Tatsache der Unionsbürgerschaft darf nicht ungeprüft auf eine

Leistungsberechtigung wie bei einem Deutschen geschlossen werden;

die Überprüfung der Leistungsberechtigung erfolgt zunächst durch das

Jobcenter.

o Die Jobcenter müssen bei nicht ausräumbaren Zweifeln am Bestehen

des Freizügigkeitsrechts im Einzelfall die Ausländerbehörde einschalten.

o Die Ausländerbehörde gibt möglichst zeitnah Auskunft über ihre Er-

kenntnisse zum (Fort-)Bestehen des Freizügigkeitsrechts.

o Die Ausländerbehörden werden vom Jobcenter darüber informiert, wenn

nichterwerbstätige Unionsbürger oder deren Familienangehörige Leis-

tungen nach dem SGB II in Anspruch nehmen oder nehmen wollen. Die-

se Information stellt für die Ausländerbehörde innerhalb der ersten fünf
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Jahre des Aufenthalts des Unionsbürgers einen besonderen Anlass dar,

den Fortbestand des Freizügigkeitsrechts bzw. die Feststellung seines

Verlustes zu überprüfen (vgl. Nr. 5.4.1 Allg. Verwaltungsvorschrift zum

FreizügG/EU) und ggf. eine Verlustfeststellung zu treffen.

Die Zusammenarbeit zwischen den Jobcentern und Ausländerbehörden

muss intensiviert werden. Damit soll verhindert werden, dass Unionsbürger

allein aufgrund der Vermutung des Bestehens des Freizügigkeitsrechts So-

zialleistungen erhalten, obwohl dieses tatsächlich nicht (mehr) besteht. Zu-

dem müssen die Ausländerbehörden vom Sozialleistungsträger über den

Bezug von Leistungen nach dem SGB II informiert werden, um die Feststel-

lung des Nichtbestehens oder Verlustes des Freizügigkeitsrechts überprü-

fen zu können.

2. Sozialleistungsbetrug durch Scheinselbständige

Um Fälle des Sozialleistungsbetrugs durch Scheinselbständige, die zwar

einen Gewerbeschein haben, aber kein Gewerbe ausüben, zu verhindern,

sollte die bloße Vorlage eines Gewerbescheines nicht ausreichen.

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf,

sicherzustellen, dass die Bundesagentur für Arbeit in ihre Vollzugshinweise

zu § 7 SGB II den Hinweis aufnimmt, dass als Voraussetzung für den Be-

zug von Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende als selbstän-

diger Gewerbetreibender der Nachweis eines Mindestumsatzes verlangt

wird, sodass die SGB II-Leistung lediglich als Aufstockung dient.

3. Prinzip des Forderns und Förderns

Die Jobcenter brauchen eine entsprechende personelle Ausstattung, um

sich mit jedem zu integrierenden Arbeitslosen individuell befassen zu kön-

nen. Auch eine intensivere Zusammenarbeit zwischen den Jobcentern und

Ausländerbehörden setzt entsprechendes Personal voraus.
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Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf,

die Jobcenter personell in die Lage zu versetzen, sich jedem zu integrie-

renden Arbeitslosen zu widmen, dessen Stärken und Schwächen zu ermit-

teln und passgenaue Lösungen zu entwickeln. Je nach individueller Situa-

tion soll entweder ein Job, eine Fortbildung oder eine sonstige Maßnahme

angeboten werden. Den Arbeitslosen sollte deutlich werden, dass sie Hilfe

nicht umsonst erhalten, dass sie gefordert werden. Das ist das Prinzip des

Förderns und Forderns. Aber auch im Leistungsbereich (Berechnung und

Verbescheidung der Geldleistungen) ist eine auskömmliche personelle

Ausstattung der Jobcenter vonnöten, um den hohen gesetzlichen Anforde-

rungen gerecht werden zu können und durch nachvollziehbare Bescheide

das für eine erfolgreiche Vermittlung erforderliche Vertrauensverhältnis

zum Leistungsberechtigten zu stärken.
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